Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7 / 3768 


12. 06. 75 


Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch das Europäische Parlament 

betr. allgemeine unmitteibare Wahien der Mitgiieder des 
Europäischen Pariaments 
— Drucksache 7/3366 — 

A. Problem 

Die Entschließung des Europäischen Parlaments verfolgt das 
Ziel, die Völker in den Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften unmittelbar am europäischen Einigungsprozeß zu 
beteiligen. 


B. Lösung 

Die gegenwärtige indirekte Wahl der Mitglieder des Europä- 
ischen Parlaments soll spätestens im Mai 1978 durch Direkt- 
wahlen zum Europäischen Parlament abgelöst werden. Das 
Europäische Parlament empfiehlt daher den Mitgliedstaaten die 
Annahme des von ihm vorgelegten Vertragsentwurfs. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Gegenwärtig noch keine. 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kempfier 


I. Allgemeines 

Die Entschließung des Europäischen Parlaments 
wurde vom Präsidenten am 9. April 1975 gemäß 
§ 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung an den Innen- 
ausschuß federführend und mitberatend an den Aus- 
wärtigen Ausschuß, den Rechtsausschuß sowie den 
Haushaltsausschuß überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß beschloß seine zustim- 
mende Stellungnahme am 21. Mai 1975. 

Der Rechtsausschuß beschloß seine grundsätzlich 
zustimmende Stellungnahme am 4. Juni 1975 und 
bemerkte zu den einzelnen Bestimmungen des Ver- 
tragsentwurfs: 

- — Zu Artikel 10 Abs. 2 

Es sei nach dieser Vorschrift nicht ausgeschlos- 
sen, daß der Zusammentritt des neugewählten 
Europäischen Parlaments noch während der 
Wahlperiode des scheidenden Europäischen Par- 
laments erfolge. Es sei daher zu überlegen, ob 
Artikel 10 Abs. 2 nicht um den Halbsatz „je- 
doch nicht vor dem Ende der Wahlperiode des 
scheidenden Europäischen Parlaments“ ergänzt 
werden solle. 

— Zu Artikel 1 1 

Aus dieser Vorschrift ergebe sich nicht eindeutig, 
ob sich das Wahlprüfungsrecht des Europäischen 
Parlaments nur auf in der Person liegende Wahl- 
rechtsgründe oder auch auf Wahlverfahrens- 
mängel erstrecken solle. Solange sich das Wahl- 
verfahren nach nationalem Recht regele, sei da- 
von auszugehen, daß sich das Wahlprüfungsrecht 


des Europäischen Parlaments allein auf die in der 
Person liegenden Wahlrechtsgründe beschränke. 

— Zu Artikel 13 

Es erscheine wünschenswert, daß der Wahltermin 
jeweils ein Jahr im voraus festgesetzt werde. 

Der Haushaltsausschuß beschloß seine Stellung- 
nahme am 4. Juni 1975. Er fordert darin die Bundes- 
regierung auf sicherzustellen, daß die auf Berlin 
entfallenden Abgeordneten des Europäischen Par- 
laments in einer Form gewählt werden, die ihre Le- 
gitimation als Vollmitglieder des Europäischen Par- 
laments gewährleiste. 

Der Innenausschuß hat die Entschließung in zwei 
Sitzungen beraten und den unter B. wiedergegebe- 
nen Antrag am 11. Juni 1975 einvernehmlich ge- 
billigt. 


II. Zur Entschließung 

Der Innenausschuß begrüßt die Entschließung als 
wesentlichen Schritt im europäischen Einigungspro- 
zeß. Er fordert die Bundesregierung auf, sich im Rat 
der Europäischen Gemeinschaften für den Vertrags- 
entwurf einzusetzen und dabei die von den mitbe- 
ratenden Ausschüssen abgegebenen Stellungnahmen 
zu berücksichtigen. Die Bundesregierung wird ferner 
aufgefordert, für die Prüfung der Frage einzutreten, 
ob die in Artikel 2 des Vertragsentwurfs für die 
Bundesrepublik Deutschland vorgesehene Zahl von 
Abgeordneten der Einwohnerzahl der Bundesrepu- 
blik gerecht wird und sich gegebenenfalls für eine 
Änderung des Artikels einzusetzen. 


Bonn, den 11. Juni 1975 


Dr. Kempfier 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Entschließung des Europäischen Parlaments — Drucksache 7/3366 — zustim- 
mend zur Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 11. Juni 1975 

Der Innenaussdiuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Dr. Kempfier 

Vorsitzender Berichterstatter 
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